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Präambel

Aufgrund der §§ 4, 5, 8, 9, 11, 45 und 99 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288) in der derzeit geltenden
Fassung, der §§ 9 und 16 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit des Landes
Sachsen-Anhalt (GKG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl.
LSA S. 81) in der derzeit geltenden Fassung, der §§ 2, 6 und 8 des Kommunalabgabenge-
setzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom
13.12.1996 (GVBL. LSA S. 405) in der derzeit geltenden Fassung hat die Verbandsver-
sammlung des AZV „Saalemündung“ in ihrer Sitzung am 13.10.2015 folgende Neufassung
der Satzung des Abwasserzweckverbandes „Saalemündung“ über die Erhebung von Beiträ-
gen für die zentrale Schmutzwasserentsorgung sowie von Kostenerstattungen von Hausan-
schlüssen für die Schmutzwasser-, Niederschlagswasser- und Mischwasserkanalisation
(Beitrags- und Hausanschlusskostensatzung) beschlossen:

I Allgemeines

§ 1
Allgemeines

(1) Der Abwasserzweckverband „Saalemündung“ (nachfolgend Verband genannt) betreibt
Kanalisations- und Abwasserreinigungsanlagen (öffentliche Abwasserbeseitigungsan-
lagen) als selbständige öffentliche Einrichtung

zur zentralen Schmutzwasserentsorgung

1. einerseits im Verbandsgebiet des AZV „Saalemündung“ in der Ausdehnung
bis zum Stichtag 31.12.2012 Entsorgungsgebiet I (EG I) und

2. andererseits in der Gemeinde Bördeland Entsorgungsgebiet II (EG II)

nach Maßgabe der Satzungen über die Beseitigung von Abwasser und den Anschluss
von Grundstücken an die öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen (Abwasserbesei-
tigungssatzung) des AZV „Saalemündung“.

(2) Der Verband erhebt nach Maßgabe dieser Satzung

1. Beiträge zur Deckung des Aufwandes für die zentrale öffentliche Schmutzwas-
seranlage gemäß Abs. 1 Ziffer 1 (Schmutzwasserbeiträge);
(EG I: Grundstücksanschlüsse ausgenommen, EG II: erster Grundstücksan-
schluss inbegriffen)

2. Kostenerstattungen für Grundstücksanschlüsse (Aufwendungsersatz) für die öf-
fentliche Einrichtung gemäß Abs. 1 Ziffer 1 bzw. für zusätzliche Grundstücksan-
schlüsse gemäß Abs. 1 Ziffer 2.
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II Schmutzwasserbeitrag

§ 2
Grundsatz

(1) Der Verband erhebt, soweit der Aufwand nicht durch Gebühren gedeckt ist, für die
Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der zentralen
öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen Schmutzwasserbeiträge von den Beitrags-
pflichtigen im Sinne von § 6 Abs. 8 KAG-LSA, denen durch die Inanspruchnahme oder
die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser Leistungen ein Vorteil entsteht.

(2) Der Schmutzwasserbeitrag deckt

1. im Entsorgungsgebiet I (EG I) nicht die Kosten für den Grundstücksanschluss und

2. im Entsorgungsgebiet II (EG II) auch die Kosten für den ersten Grundstücksanschluss
(Anschlussleitung vom Hauptsammler bis zur Grenze des zu entwässernden Grund-
stücks; einschließlich des Revisionsschachtes/-kastens).

§ 3
Gegenstand der Beitragspflicht

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an eine zentrale öffentliche Abwas-
serbeseitigungsanlage angeschlossen werden können und für die

1. eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder
gewerblich genutzt werden dürfen,

2. eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der
Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwick-
lung in der Gemeinde zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung anstehen.

(2) Wird ein Grundstück an die zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage tatsäch-
lich angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraus-
setzungen nach Abs. 1 nicht erfüllt sind.

(3) Der Beitragspflicht unterliegen ebenfalls die Grundstücke, die bereits vor dem
15.06.1991 an eine betriebsfertig hergestellte zentrale öffentliche Abwasseranlage an-
geschlossen werden konnten bzw. für solche Grundstücke, die vor diesem Stichtag
tatsächlich an eine solche Anlage angeschlossen waren (Altanschlussnehmer – Be-
sonderer Herstellungsbeitrag II).

(4) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich
rechtlichen Sinne. Ist ein vermessenes und im Grundbuch eingetragenes bürgerlich-
rechtliches Grundstück nicht vorhanden, so gilt die von dem Beitragspflichtigen zu-
sammenhängend genutzte Fläche als Grundstück. Der Beitragspflichtige ist in diesem
Fall verpflichtet, die Grundstücksgröße nachprüfbar, insbesondere durch amtliche Do-
kumente, nachzuweisen.
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§ 4
Beitragsmaßstab

Der Schmutzwasserbeitrag wird für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung nach einem nut-
zungsbezogenen Maßstab berechnet.

(1) Zur Ermittlung des nutzungsbezogenen Beitrages werden

1. im Entsorgungsgebiet I (EG I) für das erste Vollgeschoss 100 % und für jedes
weitere Vollgeschoss 60 % der Grundstücksfläche und

2. im Entsorgungsgebiet II (EG II) für das erste Vollgeschoss 25 % und für jedes
weitere Vollgeschoss 15 % der Grundstücksfläche

in Ansatz gebracht.

Vollgeschosse sind Geschosse, deren Deckenoberfläche im Mittel mehr als 1,60 m
über die Geländeoberfläche hinausragt und die über mindestens zwei Drittel ihrer
Grundfläche eine lichte Höhe von 2,30 m haben. Zwischendecken und Zwischenbö-
den, die unbegehbare Hohlräume von einem Geschoss abtrennen, bleiben unberück-
sichtigt. Kirchengebäude werden stets als eingeschossige Gebäude behandelt. Ist im
Einzelfall eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststell-
bar, werden bei gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken je vollendete 3,50
m und bei allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je vollendete 2,30 m
Höhe der Baulichkeit (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss gerechnet.

(2) Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken,

1. die insgesamt im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, die Gesamt-
fläche des Grundstücks, wenn für dieses eine bauliche oder gewerbliche Nut-
zung festgesetzt ist;

2. die teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und

a) mit der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles
liegen, - sofern sie nicht unter Nr. 6 oder Nr. 7 fallen – die Gesamtfläche des
Grundstücks, wenn es baulich oder gewerblich nutzbar ist;

b) mit der Restfläche im Außenbereich liegen – sofern sie nicht unter Nr. 6 oder
Nr. 7 fallen – die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese da-
rin eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist;

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen sowie bei Grund-
stücken, die über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, – sofern sie
nicht unter Nr. 6 oder Nr. 7 fallen – die Fläche im Satzungsbereich, wenn diese
baulich oder gewerblich genutzt werden kann;

4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht
und die nicht unter Nr. 6 oder Nr. 7 fallen,

a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§
34 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks,

b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilwei-
se im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grund-
stücks, höchstens jedoch die Fläche, die dem baurechtlichen Innenbereich
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zuzuordnen ist (streng baurechtliche Abgrenzung im Einzelfall – keine pau-
schale Tiefenbegrenzung).

5. die über die sich nach Nr. 2 lit. b) ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder ge-
werblich genutzt sind, die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze bzw. im
Falle von Nr. 4 der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer Linie
hierzu, die in dem gleichmäßigen Abstand verläuft, der der übergreifenden Be-
bauung oder gewerblichen Nutzung entspricht;

6. für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB die Nutzung
als Wochenendhausgebiet oder eine sonstige Nutzung ohne oder mit nur unter-
geordneter Bebauung festgesetzt ist (z.B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder,
Camping- und Festplätze nicht aber Flächen für die Landwirtschaft, Sportplätze
und Friedhöfe) oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles
(§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, 75 % der Grundstücksfläche;

7. für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB die Nutzung
als Sportplatz oder als Friedhof festgesetzt ist oder die innerhalb eines im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden,
sowie bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34
Abs. 4 BauGB die Nutzung als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt ist, die
Grundfläche der an die Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Baulich-
keiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkei-
ten dergestalt zugeordnet, ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den
Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der
Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergän-
zung auf dem Grundstück erfolgt;

8. die im Außenbereich liegen und bebaut sind, die Grundfläche der an die Abwas-
serbeseitigungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ
0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, ih-
re Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkei-
ten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch die-
se Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt;

9. die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und für die durch eine rechtsverbindli-
che Fachplanung (Planfeststellung, Betriebsplan oder ähnlicher Verwaltungsakt)
eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z.B. Abfallde-
ponie, Untergrundspeicher pp.), die Fläche des Grundstücks, auf die sich die
rechtsverbindliche Fachplanung (Planfeststellung, Betriebsplan oder ähnlicher
Verwaltungsakt) bezieht, wobei solche Flächen unberücksichtigt bleiben, die
schmutzwasserrelevant nicht nutzbar sind.

(3) Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt bei Grundstücken

1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen (Abs.
2 Nr. 1 und Nr. 2)

a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse;

b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der bau-
lichen Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten
i.S. von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten
die durch 2,3 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe auf ganze Zahlen aufge-
rundet;
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c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe
der baulichen Anlagen sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl auf ganze Zahlen aufge-
rundet;

d) auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von
einem Vollgeschoss je Nutzungsebene;

e) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die
Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, wenn

aa) für sie durch Bebauungsplan eine Nutzung als Fläche für die Landwirt-
schaft festgesetzt ist, die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschos-
se;

bb) für sie durch Bebauungsplan eine Nutzung als Wochenendhausgebiet
festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoss,

cc) sie in anderen Baugebieten liegen, der in der näheren Umgebung über-
wiegend festgesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB)
Berechnungswert nach lit. a) – c);

2. für die durch Bebauungsplan eine sonstige Nutzung ohne oder mit nur unterge-
ordneter Bebauung festgesetzt ist (z.B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Cam-
ping-, Sport- und Festplätze sowie Friedhöfe) oder die außerhalb von Bebau-
ungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden, die Zahl von einem Vollge-
schoss;

3. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 lit. a) bzw. lit. d) und e) sowie
nach Nr. 2 oder die Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach
Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c) überschritten wird, die tatsächlich vorhandene Zahl der
Vollgeschosse bzw. die sich nach der tatsächlich vorhandenen Bebauung erge-
benden Berechnungswerte nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c);

4. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb des
im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (Abs. 2 Nr. 4), wenn sie

a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse,

b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhan-
denen Vollgeschosse;

5. die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und bebaut sind, die Zahl der Vollge-
schosse der angeschlossenen Baulichkeit;

6. die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und aufgrund einer rechtsverbindli-
chen Fachplanung (vgl. Abs. 2 Nr. 9) schmutzwasserrelevant nutzbar sind,

a) die höchste Zahl der durch die Fachplanung zugelassenen Vollgeschosse,

b) die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, wenn die Fach-
planung keine Bestimmungen über das zulässige Nutzungsmaß enthält;

jeweils bezogen auf die Fläche nach Abs. 2 Nr. 9.
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(4) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB
oder § 35 Abs. 6 BauGB liegen, sind zur Feststellung der Zahl der Vollgeschosse die
Vorschriften entsprechend anzuwenden, wie sie bestehen für

1. Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zulässige
Nutzungsmaß getroffen sind;

2. die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Bestimmun-
gen über das zulässige Nutzungsmaß enthält.

§ 5
Beitragssatz

(1) Der Beitragssatz für die erstmalige Anschaffung und Herstellung der zentralen öffentli-
chen Schmutzwasserbeseitigung (Herstellungsbeitrag I) beträgt

1. im Entsorgungsgebiet I (EG I) 2,01 Euro / m² beitragsfähiger Fläche und

2. im Entsorgungsgebiet II (EG II) 16,50 Euro / m² beitragsfähiger Fläche.

(2) Für Grundstücke im Sinne von § 3 Absatz 3 wird für die nach dem 15.06.1991 durch-
geführten Maßnahmen, insbesondere für die Erneuerung und Veränderung von Teilen
der Abwasserbeseitigungsanlage, ein gesonderter Beitrag (Besonderer Herstellungs-
beitrag II) erhoben. Der Beitragssatz des Besonderen Herstellungsbeitrages II beträgt

1. im Entsorgungsgebiet I (EG I) 0,64 Euro / m² beitragsfähiger Fläche und

2. im Entsorgungsgebiet II (EG II) 0,63 Euro / m² beitragsfähiger Fläche.

(3) Die Beitragssätze für die Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der zentralen
Abwasserbeseitigungsanlagen werden unter Angabe des Abgabentatbestandes in ei-
ner besonderen Satzung festgelegt.

§ 6
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigen-
tümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist
anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Ist das Grundstück
mit einem dinglichen Nutzungsrecht nach Art. 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum
Bürgerlichen Gesetzbuche belastet, so ist anstelle des Eigentümers der Inhaber die-
ses Rechts beitragspflichtig.

(2) Für Grundstücke und Gebäude, die im Grundbuch noch als Eigentum des Volkes ein-
getragen sind, tritt an die Stelle des Eigentümers der Verfügungsberechtigte i. S. von §
8 Abs. 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes.

(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigen-
tum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Mitei-
gentumsanteil beitragspflichtig.

(4) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, bei Bestehen eines Erbbau-
rechts oder bei Wohn- oder Teileigentum auf diesem.
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§ 7
Entstehen der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht (Herstellungsbeitrag I und Besonderer Herstellungsbeitrag II) ent-
steht, sobald das Grundstück an die betriebsfertige Einrichtung angeschlossen werden
kann, frühestens jedoch mit dem Inkrafttreten der ersten wirksamen Satzung. Das
Entstehen der Beitragspflicht für Grundstücke im Sinne von § 3 Absatz 3 (Besonderer
Herstellungsbeitrag II) setzt nicht die Erneuerung der Abwasseranlage vor dem veran-
lagten Grundstück voraus.

(2) Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem tatsächlichen Anschluss.

§ 8
Vorausleistung

Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt werden,
sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist mit
der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht bei-
tragspflichtig ist.

§ 9
Veranlagung, Fälligkeit

Der Schmutzwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und ist einen Monat nach der
Bekanntgabe des Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vorausleistung.

§ 10
Ablösung

In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung durch
Vertrag vereinbart werden. Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des in § 4
bestimmten Beitragsmaßstabes und des in § 5 festgelegten Beitragssatzes zu ermitteln.
Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten.

§ 11
Billigkeitsregelungen

(1) Im Entsorgungsgebiet I (EG I) gelten ausgehend von einer Durchschnittsgröße der
nach der tatsächlichen Nutzung vorwiegend Wohnzwecken dienenden Grundstücke im
Entsorgungsgebiet des Verband mit 989 m² derartige Wohngrundstücke als übergroß
i. S. von § 6 c Abs. 2 Satz 1 KAG-LSA, bei denen die nach § 4 Abs. 2 ermittelte Vor-
teilsfläche von 1.286 m² (Begrenzungsfläche = 30 % über der Durchschnittsgröße im
Entsorgungsgebiet des Verband) überschritten wird. Übergroße Grundstücke werden
in der Größe der Begrenzungsfläche von 1.286 m² in vollem Umfang und hinsichtlich
der die Begrenzungsfläche in Höhe von 1.286 m² übersteigenden Vorteilsfläche zu 25
v. H. herangezogen.

Im Entsorgungsgebiet II (EG II) gelten ausgehend von einer Durchschnittsgröße der
nach der tatsächlichen Nutzung vorwiegend Wohnzwecken dienenden Grundstücke im
Entsorgungsgebiet des Verband mit 916 m² derartige Wohngrundstücke als übergroß
i. S. von § 6 c Abs. 2 Satz 1 KAG-LSA, bei denen die nach § 4 Abs. 2 ermittelte Vor-
teilsfläche von 1.190 m² (Begrenzungsfläche = 30 % über der Durchschnittsgröße im
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Entsorgungsgebiet des Verband) überschritten wird. Übergroße Grundstücke werden
in der Größe der Begrenzungsfläche von 1.190 m² in vollem Umfang und hinsichtlich
der die Begrenzungsfläche in Höhe von 1.190 m² übersteigenden Vorteilsfläche zu 25
v. H. herangezogen.

(2) Gebäude oder selbständige Gebäudeteile, die auf der durch § 4 Abs. 2 Nr. 1 - 5 be-
stimmten Grundstücksfläche oder auf einem unter § 4 Abs. 2 Nr. 6 und 9 fallendes
Grundstück errichtet sind, und die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach An-
schluss an die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage auslösen oder nicht ange-
schlossen werden dürfen und auch tatsächlich nicht angeschlossen sind, bleiben bei-
tragsfrei (§ 6 c Abs. 3 KAG-LSA). Der Beitragsfreiheit solcher Gebäude oder selbstän-
diger Gebäudeteile ist dergestalt Rechnung zu tragen, dass die beitragsfreien Gebäu-
de oder selbständigen Gebäudeteile bei der Feststellung der Zahl der Vollgeschosse
nach § 4 Abs. 3 und 4 unberücksichtigt bleiben.

(3) Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis können ganz oder teilweise gestundet
werden, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner
bedeuten würde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist
deren Einziehung nach Lage des Einzelfalles unbillig, können sie ganz oder zum Teil
erlassen werden.

Zinsen sind nach der Abgabenordnung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 613, 1977, S. 269)
in der jeweils gültigen Fassung zu entrichten.

III Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse

§ 12
Entstehung des Erstattungsanspruchs

(1) Entsorgungsgebiet I (EG I)
Die notwendigen Aufwendungen (Kosten) für die Herstellung, Erneuerung, Verände-
rung oder Beseitigung der Grundstücksanschlüsse sowie die Kosten für die Unterhal-
tung der Grundstücksanschlüsse für die im § 1 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 4 der Abwasser-
beseitigungssatzung des AZV definierten öffentlichen Einrichtungen sowie für Misch-
wasserhausanschlussleitungen (entweder Anschlussleitung vom Hauptsammler bis
einschließlich Revisionsschacht bzw. Anschlussleitung einschließlich Regenstand-rohr)
sind dem Verband in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. Der Erstattungs-
anspruch entsteht mit der Beendigung der Maßnahme.

(2) Entsorgungsgebiet II (EG II)
Stellt der Verband auf Antrag des Grundstückseigentümers für ein Grundstück einen
weiteren Grundstücksanschluss oder für ein Grundstück, für das die Beitragspflicht be-
reits entstanden ist, abgeteilte und zu einem Grundstück verselbständigte Teilfläche
einen eigenen Grundstücksanschluss oder nach dessen Beseitigung einen neuen
Grundstücksanschluss an die zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage her
(zusätzliche Grundstücksanschlüsse, entweder Anschlussleitung vom Hauptsammler
bis einschließlich Revisionsschacht oder Reinigungsklappe), so sind dem Verband die
Aufwendungen (Kosten) für die Herstellung solcher zusätzlichen Grundstücksan-
schlüsse im Freigefälle in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. Der Erstat-
tungsanspruch entsteht mit der Beendigung der Maßnahme.

Die Kosten für die Erneuerung, Veränderung oder Beseitigung sowie Unterhaltung von
Grundstücksanschlüssen sind ebenfalls nach den tatsächlichen Kosten zu erstatten.
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(3) Beim Druckentwässerungssystem umfassen die Aufwendungen auch die Kosten für
die Installation der Druckpumpe und der sonst erforderlichen technischen Einrichtun-
gen auf dem zu entwässernden Grundstück.

(4) Die Grundstücksanschlüsse einschließlich Übergabeschacht werden grundsätzlich
durch den Verband hergestellt, repariert, erneuert, verändert, beseitigt und unterhal-
ten.

(5) Die §§ 6, 8, 9, 10 und 11 Abs. 3 dieser Satzung gelten entsprechend.

IV Schlussvorschriften

§ 13
Auskunfts- und Duldungspflicht

(1) Die Abgabepflichtigen und ihre Vertreter haben dem Verband bzw. dem von ihm Be-
auftragten jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der Abga-
ben erforderlich ist.

(2) Der Verband bzw. der von ihm Beauftragte können an Ort und Stelle ermitteln. Die
nach Abs. 1 zur Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu ermöglichen und in
dem erforderlichen Umfange zu helfen.

§ 14
Anzeigepflicht

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist dem Verband sowohl vom
Veräußerer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen.

(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben beein-
flussen, so hat der Abgabepflichtige dies unverzüglich dem Verband schriftlich anzu-
zeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen,
geändert oder beseitigt werden.

§ 15
Datenverarbeitung

(1) Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenden Abgabepflichten sowie zur
Festsetzung und Erhebung dieser Abgaben ist die Verarbeitung (§ 3 Abs. 3 DSG-LSA)
der hierfür erforderlichen personen- und grundstücksbezogenen Daten gemäß §§ 9
und 10 DSG-LSA (Vor- und Zuname der Abgabepflichtigen und deren Anschriften;
Grundstücks- und Grundbuchbezeichnung) durch den Verband zulässig.

(2) Der Verband darf die für Zwecke der Grundsteuer, des Liegenschaftsbuches und des
Melderechts bekannt gewordenen personen- und grundstücksbezogenen Daten für die
in Abs. 1 genannten Zwecke nutzen und sich die Daten von den entsprechenden Äm-
tern (Finanz- und Steuer-, Liegenschafts-, Einwohnermelde- und Grundbuchamt)
übermitteln lassen, was auch im Wege automatischer Abrufverfahren erfolgen kann.
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§ 16
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig i. S. von § 16 Abs. 2 Nr. 2 KAG-LSA handelt, wer vorsätzlich oder
leichtfertig

1. entgegen § 13 Abs. 1 die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erfor-
derlichen Auskünfte nicht erteilt,

2. entgegen § 13 Abs. 2 verhindert, dass der Verband bzw. der von ihm Beauftrag-
te an Ort und Stelle ermitteln kann und dazu erforderliche Hilfe verweigert,

3. entgegen § 14 Abs. 1 den Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück nicht
innerhalb eines Monats schriftlich anzeigt.

und es dadurch ermöglicht, Abgaben zu verkürzen oder nicht gerechtfertigte Abgaben-
vorteile zu erlangen (Abgabengefährdung).

(2) Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 16 Abs. 3 KAG-LSA mit einer Geldbuße
bis zu Euro 10.000,00 geahndet werden.

§ 17
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01.01.2016 in Kraft. Damit wird die Beitrags- und Hausanschluss-
kostensatzung vom 09.04.2015 abgelöst. Gleichzeitig werden die Satzung der Gemeinde
Bördeland über die Erhebung von Beiträgen für die zentrale Schmutzwasserentsorgung vom
14.04.2011 und die Satzung der Gemeinde Bördeland über die Erhebung von besonderen
Herstellungsbeiträgen für die zentrale Schmutzwasserentsorgung vom 06.10.2011 im AZV
„Saalemündung“ abgelöst.

Calbe (Saale), den 13.10.2015

Scholz
Verbandsgeschäftsführer


